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Textliche Festsetzungen 
 

Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB),  
der Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Gemeindeordnung für den Freistaat 

Bayern (GO) sowie der Bayerischen Bauordnung (BayBO) nachfolgenden  
Bebauungsplan als Satzung: 

 
Der Bebauungsplan Nr. 81A18 – Teil 1, als vorhabenbezogener Bebauungsplan im 

südlichen Bereich zwischen der Münchner Straße, der Petersbrunner Straße sowie der 
Moosstraße sowie östlich der Petersbrunner Straße (Moosaik) - nachfolgend 

Bebauungsplan Nr. 81A18 – Teil 1 genannt - besteht aus Planzeichnung mit Legende, 
Satzungstext und Vorhaben- und Erschließungsplan. 

 
Dieser Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich vollumfänglich alle bisherigen 

Festsetzungen des seit 14.02.1980 rechtsgültigen  
Bebauungsplanes Nr. 8118 Gewerbegebiet nördlich der B2 in der Fassung vom 

24.11.1978, sowie z.T. des seit 06.12.1984 rechtverbindlichen Bebauungsplan Nr. 29 / 
1. Änderung (bzw. Nr. 8124) in der Fassung vom 31.08.1983. 

 

 

 

1 Art der baulichen Nutzung 

 

1.1 Das gesamte Plangebiet wird als Urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO 

festgesetzt. 

 

1.2 Zulässig sind  

a. Wohngebäude, 

b. Geschäfts- und Bürogebäude, 

c. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie  

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

d. Sonstige Gewerbebetriebe, 

e. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale,  

gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

1.2.1  

Abweichend von Ziff. B.1.2 sind in den Teilbereichen MU Tfl.12, MU Tfl.13, 

MU Tfl.14 und MU Tfl.15 Wohnnutzungen nicht zulässig. 
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1.2.2 

Abweichend von Ziff. B.1.2 sind nachfolgende Einzelhandelsnutzungen mit 

Sortimenten des Innenstadtbedarfs gem. „Starnberger Liste“ aus dem 

Einzelhandelskonzept der Stadt Starnberg 2022 unzulässig:  

- Antiquitäten, Kunstgegenstände 

- Bekleidung, Wäsche 

- Brillen, optische Erzeugnisse, Hörgeräteakustik 

- Bücher 

- Fotowaren und Zubehör 

- Hausrat, Glas/Porzellan/Keramik 

- Haus- und Heimtextilien, Stoffe Kurzwaren, Handarbeitsbedarf 

- Lederwaren 

- Medizinischer und orthopädischer Bedarf 

- Papier- und Schreibwaren, Schul- und Bastelbedarf 

- Parfümeriewaren 

- Schnittblumen, Floristik 

- Schuhe 

- Spielwaren 

- Sportartikel (inkl. Bekleidung, Camping) 

- Uhren, Schmuck 

 

Unzulässig sind außerdem Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche 

von mehr als 799 m2. 

 

Im Übrigen sind Einzelhandelsnutzungen ausschließlich unterhalb des ersten 

Obergeschosses in den Teilbereichen MU Tfl. 2, MU Tfl. 3, MU Tfl. 5, MU Tfl. 

6, MU Tfl. 7, MU Tfl. 9 und MU Tfl. 10 zulässig; dabei ist eine Nutzung der 

Flächen unterhalb des Erdgeschosses lediglich bis zu 250 m² je Teilfläche 

zulässig; eine Nutzung der Flächen unterhalb des Erdgeschosses als 

Verkaufsfläche ist unzulässig. 

 

1.3 Die in § 6a Abs. 3 BauNVO benannten Nutzungen sind im gesamten 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulässig. 

 

1.4 Es sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet (§12 Abs. 3a BauGB). 
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2 Maß der baulichen Nutzung 

 
2.1 Höhen baulicher Anlagen 

 

2.1.1  

Die Höhe baulicher Anlagen im Sinne dieser Satzung ist das Maß von dem 

jeweils mit Planzeichen A.2.5 festgesetzten Höhenbezugspunkt in Metern ü. 

NN. bis zum höchsten Punkt des Gebäudes, also bis zur Oberkante (OK) 

Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand. 

 

2.1.2  

Festsetzung von Nutzungen und Anlagen bis zum Eintritt bestimmter 

Umstände und Festsetzung von Folgenutzungen (§ 9 Abs. 2 BauGB) für 

Höhen baulicher Anlagen in MU Tfl.0 werden auflösend bedingt festgesetzt: 

 

 WH1aufl. max.13,5 m  

 WH3aufl. max.12,0 m  

 

Die Bedingung ist eingetreten, wenn die Stadt Starnberg eine Erklärung 

ortsüblich amtlich bekannt gibt, aus der hervorgeht, dass die bestehenden 

öffentlich-rechtlichen Gestattungen für den auf dem Grundstück Fl.Nr. 833/9 

ausgeübten Härtereibetrieb erloschen sind und dieser Härtereibetrieb 

tatsächlich eingestellt wurde. 

 

Unter derselben Bedingung werden folgende Höhen baulicher Anlagen 

aufschiebend bedingt als Folgenutzungen festgesetzt:  

 

 WH1aufsch. max. 32 m  

 WH 3aufsch. max.17 m 

 
2.1.3 

Die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen dürfen durch Bauteile und Anlagen 

gem. Ziff. B.5.3 um bis zu 3,80 m überschritten werden unter der 

Voraussetzung, dass das jeweilige Bauteil oder die jeweilige Anlage um das 

Maß ihrer eigenen Höhe von der Außenkante des Daches zurückversetzt ist. 

Für den Fall, dass auf diesen Bauteilen oder Anlagen gem. Ziff. B.5.3 Anlagen 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergien aufsetzen, dürfen die festgesetzten 
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Höhen insgesamt um bis zu 4,5 m überschritten werden unter der 

Voraussetzung, dass die jeweilige Anlage um das Maß ihrer eigenen Höhe, 

mindestens jedoch um 3,80 m (gemessen ab OK Dachhaut oder Attika), von 

der Außenkante des Daches zurückversetzt ist. 

 

3 Überbaubare Grundstücksfläche 

 

3.1 Festsetzung von Baugrenzen für bestimmte Gebäude, Gebäudeteile und 

sonstige bauliche Anlagen: 

 

3.1.1 

In den mit Planzeichen Ziff. A.3.2 (Baugrenze 2) festgesetzten Flächen sind 

Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche zulässig. Die Unterkante der 

baulichen Anlagen im Untergrund (z.B. einer Unterbetonsohle) darf dabei im 

Bereich der Teilfläche MU Tfl. 0 eine Höhe von 580,05 in Metern üNN, im 

Bereich der restlichen Teilflächen MU Tfl. 1-15 innerhalb des 

Geltungsbereichs eine Höhe von 579,05 Metern üNN nicht unterschreiten. 

Zulässig sind Unterschreitungen durch (vorübergehende und dauerhafte) 

Verbaumaßnahmen, technisch notwendige Anlagen und Gründungsbauteile 

sowie punktuelle Unterschreitungen im Falle von notwendigen Vertiefungen 

der Baugrube. 

 

3.1.2 

Überbauung in MU Tfl. 0, MU Tfl. 1, MU Tfl.3, MU Tfl.5 und MU Tfl.7 

 

In den mit Planzeichen Ziff. A.3.3 (Baugrenze 2) festgesetzten Flächen sind 

bauliche Anlagen zulässig unter der Voraussetzung, dass deren Unterkante 

mindestens 3,6 m, im Bereich MU 1 mindestens 3,5 m, über dem jeweils mit 

Planzeichen A.2.5 festgesetzten Höhenbezugspunkt liegt. 

 

3.1.3 

In den mit Planzeichen Ziff. A.4.1 festgesetzten Flächen sind Kinder-

spielplätze mit Spielgeräten zulässig. Fahrradabstellplätze sind nur in 

untergeordnetem Umfang zulässig. Der Flächenanteil an den gem. 

Planzeichen Ziff. A.4.1 festgesetzten Flächen darf dabei 5 % nicht 

übersteigen. 
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3.1.4 

In den mit Planzeichen Ziff. A.8.1 festgesetzten Flächen sind private 

Wegeflächen und die zugehörigen technischen Einrichtungen wie Be-

leuchtungsanlagen, Schilder, Abgrenzungen, Mülleimer, Pflanztröge und 

Sitzgelegenheiten sowie Flächen zur Nutzung für Außengastronomie und 

Fahrradabstellplätze zulässig. 

 

3.1.5 

In den mit Planzeichen Ziff. A.4.2 und A.4.3 festgesetzten Flächen sind 

Sitzgelegenheiten sowie in untergeordnetem Umfang Fahrradabstellplätze 

zulässig. Der Flächenanteil an den gem. Planzeichen Ziff. A.4.2 und A.4.3 

festgesetzten Flächen darf dabei 15 % nicht übersteigen. Andere bauliche 

Anlagen können in diesen Bereichen auch nicht ausnahmsweise zugelassen 

werden, § 23 Abs. 5 BauNVO wird insoweit abbedungen. 

 

3.1.6 

In den mit Planzeichen Ziff. A.8.3 festgesetzten Flächen sind Abstellflächen 

für die Bereitstellung von Müllcontainern zulässig. 

 

3.1.7  

In den mit Planzeichen Ziff. A.7.1 festgesetzten Flächen sind Versickerungs-

anlagen zulässig. 

 

3.2 Ein Vortreten von Eingangsüberdachungen, Gesimsen und Dachüberständen 

vor die festgesetzten Baugrenzen ist bis zu 50 cm über die gesamte Länge 

der Fassaden zulässig, wenn diese Gebäudeteile nach Art. 6 Abs. 6 Nr. 1 

BayBO in der Bemessung der Abstandsflächen außer Betracht bleiben oder 

innerhalb der Abstandsflächen des jeweiligen Gebäudes liegen. 

 

3.3  Im Übrigen bleiben § 23 Abs. 3 S. 2 BauNVO und § 23 Abs. 5 BauNVO 

unberührt. 
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4 Abstandsflächen 

 

Das im Bebauungsplan festgesetzte Maß der Tiefe der Abstandsflächen 

beträgt 0,4 H, aber mindestens 3 m.  

Abweichend davon beträgt das Maß der Tiefe der Abstandsflächen für 

Außenwände von Gebäuden, die entlang der in Abbildung 4a 

- blau gekennzeichneten Linie errichtet werden, 0,4 H, 

- rot gekennzeichneten Linie errichtet werden, 0,35 H, 

- orange gekennzeichneten Linie errichtet werden, 0,3 H 

- lila gekennzeichneten Linie errichtet werden, 0,25H, 

- grün gekennzeichneten Linie errichtet werden, 0,2H. 
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Abbildung 4a, Ausschnitt o.M. 

 

5 Dächer und Dachaufbauten  

 
5.1 Es sind ausschließlich Flachdächer und flach geneigte Dächer bis max. 10° 

zulässig. 

  

5.2 Flachdächer und flach geneigte Dächer sind auf mindestens 30 % ihrer 

Fläche, als intensives Gründach  mit nach Bedarf integrierten, 

flächenbündigen Anlagen zur Retention von Niederschlagswasser und mit 

einem Substrataufbau von mind. 30 cm fachgerecht anzulegen und durch 

geeignete Maßnahmen dauerhaft zu erhalten. Zu den begrünten Flächen in 

diesem Sinne sind auch begrünte Flächen unter aufgeständerten Anlagen zur 

Nutzung von Sonnenenergie zu rechnen.  

 

5.3 Flachdächer dürfen im Übrigen (bis zu maximal 70 % ihrer Fläche) für folgende 

Bauteile oder Anlagen genutzt werden: 

 
- Räume, sofern diese nicht dem dauerhaften Aufenthalt dienen, in MU Tfl. 12 

auch Räume, die dem dauerhaften Aufenthalt dienen, 

- Terrassen nebst Absturzsicherung, 

- Treppenaufgänge, 

- Aufzugsüberfahrten, 

- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, 

- Lüftungskamine, 

- Technische Aufbauten, 

- Sicherheitsbrüstungen sowie 

- Abschirmungen und Einhausungen 

 

5.4 Bauteile und Anlagen gem. Ziff. B.5.3 auf den Dächern sind 

zusammenhängend anzuordnen, möglichst mit PV-Modulen zu bedecken und 

insgesamt mit einer umseitigen Einhausung abzuschirmen, soweit technisch 

möglich. 

 
 

6 Werbeanlagen 

 
6.1 Werbeanlagen sind nur in Form von Firmenlogos und Firmennamen und nur 

am Ort der Leistung zulässig. 
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6.2 Werbeanlagen sind oberhalb der realisierten Wandhöhen der Gebäude nicht 

zulässig. Sie dürfen eine Höhe von 2,20 m nicht überschreiten, die 

Gesamtfläche der Werbeanlagen wird auf max. 10 % der realisierten 

Fassadenfläche der jeweiligen Hausseite und eine jeweilige Einzelfläche von 

5 m² beschränkt. 

 

6.3 Werbeanlagen sind in Geschossen mit Wohnnutzung ausgeschlossen. 

 

6.4 Fensterflächen sind von großflächigen Verklebungen und Bemalungen zu 

Werbezwecken freizuhalten. 

 

6.5 Lichtwerbung, sowohl an Außenfassaden wie auch hinter Fensterflächen, ist 

nur in konstanter Lichtgebung und blendfreier Anordnung bis zu einer Höhe 

über dem Höhenbezugspunkt von 6,0 m zulässig. Sie ist in der Nachtzeit 

zwischen 22.00 und 6.00 Uhr unzulässig, in Gastronomiebetrieben ist 

Lichtwerbung außerhalb der Betriebszeiten unzulässig. Oberhalb des ersten 

Obergeschosses ist direkt strahlende Lichtwerbung unzulässig. Lichtwerbung 

im vorgenannten Sinne ist in MU Tfl. 0 unzulässig. 

 

Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechsel-

beleuchtung, Wechselwerbung (Light-Boards, Videowände) bzw. sich 

bewegende Werbeanlagen sowie Himmelsstrahlern, Lichtprojektionen u.a. 

sind unzulässig. 

 

 

7 Gehrechte 

Die in Teil A – Planzeichnung mit G (A) gekennzeichneten Flächen sind mit 

einem Gehrecht für die Allgemeinheit zu Gunsten der Stadt Starnberg dinglich 

zu sichern. Der jeweilige Eigentümer der Flächen bleibt berechtigt, diese 

Flächen mitzubenutzen oder ausschließlich zu benutzen bzw. benutzen zu 

lassen (bspw. zum Anpflanzen von Bäumen, als Rettungswege, zur 

Anlieferung, Außengastronomie und Freischankflächen), soweit dadurch das 

Gehrecht für die Allgemeinheit nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Eine 

wesentliche Beeinträchtigung liegt nicht vor, wenn die Durchwegung und 

Durchgängigkeit des Quartiers zwischen den jeweiligen Baukörpern 

durchgängig auf einer Breite von mindestens 1,50 m erhalten bleiben. 
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8 Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder 

Für die Flächen im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes findet die 

Satzung über die Herstellungspflicht und die Ermittlung von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge und Fahrräder sowie über die Ablösung (Stellplatzsatzung) 

keine Anwendung.  

  

Hinweis: 

Die Vorhabenträgerin ist nach dem Durchführungsvertrag dazu verpflichtet, 

die im Vorhaben- und Erschließungsplan angegebene Zahl an Stellplätzen 

und Fahrradabstellplätzen herzustellen. 

  

Für die Flächen außerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplanes richtet 

sich die Pflicht, bei der Errichtung, der Änderung oder Nutzungsänderung von 

Anlagen, Stellplätze und Fahrradabstellplätze herzustellen sowie die 

erforderliche Zahl nach der Satzung über die Herstellungspflicht und die 

Ermittlung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und Fahrräder sowie über die 

Ablösung (Stellplatzsatzung) der Stadt Starnberg in der jeweils gültigen 

Fassung. 

 

 

9 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sowie 

Anschluss an die Verkehrsflächen 

 

Die Flächen mit Gehrecht sind höhengleich an die jeweils angrenzende 

öffentliche Verkehrsfläche anzuschließen. 

 

 

10 Immissionsschutz 

Planzeichen für bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lärm:  

 

Erforderliche Schallschutzmaßnahmen gegen Gewerbegeräusche 
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 Abbildung 10a. Ausschnitt o.M. 

 

 

Erforderliche Schallschutzmaßnahmen gegen Verkehrsgeräusche 

(Tageszeit > 64 dB(A) / Nachtzeit > 49 dB(A) – Belüftung der Räume / Schutz 

der Außenwohnbereiche) 
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Abbildung 10b. Ausschnitt o.M. 

 
Erforderliche Schallschutzmaßnahmen gegen Verkehrsgeräusche 

(keine öffenbare Fenster schutzbedürftiger Aufenthaltsräume bzw. keine dem 

Wohnen zugeordnete Außenwohnbereiche) 
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Abbildung 10c. Ausschnitt o.M. 

10.1 Bauschalldämm-Maße der Außenbauteile  

 

Bei der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäuden sind die 

Anforderungen an den Schallschutz gegen Außenlärm gemäß der DIN 4109-

1:2018-01 entsprechend den Regelungen unter Punkt A 5.2 der Bayerischen 
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Technischen Baubestimmungen in der jeweils baurechtlich eingeführten 

Fassung einzuhalten. Hierbei sind neben den maßgeblichen Verkehrs-

geräuschen auch weitere Geräuscheinwirkungen durch Gewerbegeräusche 

entsprechend der jeweiligen Bauabschnitte zu berücksichtigen. 

 

10.2 Schallschutzmaßnahmen gegen Schallimmissionen durch öffentlichen 

Straßenverkehr 

 

10.2.1  

Ausschluss öffenbarer Fenster schutzbedürftiger Räume in bestimmten 

Fassadenbereichen 

 

An Fassaden entlang der in Abbildung 10c mit Planzeichen blau 

gekennzeichneten Bereiche mit Beurteilungspegeln, verursacht durch 

Verkehrslärm berechnet nach 16. BImSchV, von Lr,tags ≥ 70 dB(A) / Lr,nachts ≥ 

60 dB(A) sind öffenbare Fenster schutzbedürftiger Räume nach DIN 4109, 

Ausgabe November 1989, nur zulässig, wenn bauliche 

Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (bspw. Prallscheiben, vorgehängte 

Fassaden, verglaste Loggien, Laubengänge, kalte Wintergärten) oder 

besondere Fensterkonstruktionen für schutzbedürftige Aufenthaltsräume 

vorgesehen werden und dadurch sichergestellt ist, dass mittig vor dem 

jeweiligen geöffneten Fenster ein Beurteilungspegel von Lr,tags < 70 dB(A) und 

Lr,nachts < 60 dB(A) eingehalten wird. Anderenfalls sind öffenbare Fenster in 

diesen Bereichen nicht zulässig. 

 

Die Be- und Entlüftung von Aufenthaltsräumen an diesen Fassaden ist durch 

eine schalldämmende zentrale oder dezentrale Lüftungseinrichtung, durch die 

die Gesamtschalldämmung der Gebäudeaußenhaut nicht vermindert werden 

darf, gemäß den jeweils hierfür geltenden technischen Regelwerken 

sicherzustellen. 

 

 

10.2.2  

Belüftung von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 

 

Nachtzeit (Schlaf- und Kinderzimmer) 
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An Fassaden entlang der in Abbildung 10b mit Planzeichen rot 

gekennzeichneten Bereiche mit Beurteilungspegeln, verursacht durch 

Verkehrslärm nachts berechnet nach 16. BImSchV, von Lr,nachts > 49 dB(A) 

sind zum Belüften notwendige Fenster von nachts schutzbedürftigen 

Aufenthaltsräumen (Schlaf- und Kinderzimmer) nur zulässig, wenn 

 

a) der jeweilige schutzbedürftige Aufenthaltsraum durch ein weiteres 

Fenster an einer Fassade mit einem Beurteilungspegel von Lr, nachts ≤ 49 

dB(A) belüftet werden kann oder 

 

b) vor mindestens einem Fenster des schutzbedürftigen Aufenthaltsraumes 

bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (bspw. vorgehängte 

Fassaden, verglaste Loggien, Laubengänge, kalte Wintergärten) oder 

besondere Fensterkonstruktionen für schutzbedürftige Aufenthaltsräume 

vorgesehen werden und dadurch sichergestellt ist, dass vor den Fenstern 

von Schlaf- und Kinderzimmern dann ein Beurteilungspegel von Lr, nachts ≤ 

49 dB(A) eingehalten wird oder 

 

c) für den schutzbedürftigen Aufenthaltsraum eine schalldämmende zentrale 

oder dezentrale Lüftungsanlage vorgesehen wird, wobei die 

Anforderungen an Bauschalldämm-Maße gem. Ziff. B.10.1 einzuhalten 

sind und ein Innenraumpegel von Lp,ln = 30 dB(A) nachts nicht 

überschritten wird. 

 

Tageszeit (schutzbedürftige Aufenthaltsräume in Wohnungen  

An Fassaden entlang der in Abbildung 10b mit Planzeichen orange 

gekennzeichneten Bereiche mit Beurteilungspegeln, verursacht durch 

Verkehrslärm tags berechnet nach 16. BImSchV, von Lr, tags > 64 dB(A) sind 

für tags schutzbedürftige Aufenthaltsräume in Wohnungen öffenbare Fenster 

nur zulässig, wenn 

 

a) der jeweilige schutzbedürftige Aufenthaltsraum durch ein weiteres Fenster 

an einer Fassade mit einem Beurteilungspegel von Lr, tags ≤ 64 dB(A) 

belüftet werden kann oder 

 

b) vor mindestens einem Fenster des schutzbedürftigen Aufenthaltsraumes 

bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (bspw. vorgehängte 
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Fassaden, verglaste Loggien, Laubengänge, kalte Wintergärten) oder 

besondere Fensterkonstruktionen für schutzbedürftige Aufenthaltsräume 

vorgesehen werden und dadurch sichergestellt ist, dass vor den Fenstern 

von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen dann ein Beurteilungspegel von 

Lr, tags ≤ 64 dB(A) eingehalten wird oder 

 

c) für den schutzbedürftigen Aufenthaltsraum eine schalldämmende zentrale 

oder dezentrale Lüftungsanlage vorgesehen wird, wobei die 

Anforderungen an Bauschalldämm-Maße gem. Ziff. B.10.1 einzuhalten 

sind und ein Innenraumpegel von Lp,ln = 40 dB(A) nicht überschritten wird. 

 

10.2.3  

Außenwohnbereiche 

 

An Fassaden mit oranger Markierung gem. Abbildung 10b mit 

Beurteilungspegeln von Lr,tags > 64 dB(A) sind dem Wohnen zugeordnete 

Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien etc. nur zulässig, 

wenn durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. eine 

Verglasung / Teilverglasung sichergestellt ist, dass im geschlossenen / 

teilgeschlossenen Zustand hinter dem Vorbau im Außenwohnbereich ein 

Beurteilungspegel von 64 dB(A) tagsüber nicht überschritten wird.  

 

An Fassaden entlang der gem. Abbildung 10c mit Planzeichen blau 

gekennzeichneten Bereiche mit Beurteilungspegeln, verursacht durch 

Verkehrslärm berechnet nach 16. BlmSchV, von Lr,tags ≥ 70 dB(A) sind dem 

wohnen zugeordnete Außenwohnbereiche unzulässig. 

 

10.2.4 

Festsetzungen bis zur Fertigstellung des letzten Bauabschnitts 

 

Bis zur Fertigstellung der Gebäude im letzten Bauabschnitt (MU Tfl. 9, 10 und 

11)  ergeben sich in Bezug auf die Verkehrsgeräusche abweichende 

Anforderungen an die oben genannten Schallschutzmaßnahmen.  

 

Zusätzlich zu den unter B. Ziff. 10.2.1 bis 10.2.3 festgesetzten Maßnahmen 

findet die Festsetzung zur Belüftung von schutzbedürftigen 

Aufenthaltsräumen zur Nachtzeit (B. Ziff. 10.2.2) auch für Fassadenteile 
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Anwendung, an denen aufgrund der bauabschnittweisen Bebauung der 

nächtliche Beurteilungspegel erstmals über 54 dB(A) (Immissionsgrenzwert 

der 16. BlmSchV für MU-Gebiete) ansteigt. 

 

Im Baugenehmigungs- bzw. im Freistellungsverfahren ist für jeden 

Bauabschnitt der immissionsschutzrechtliche Nachweis der Umgebungs-

verträglichkeit insbesondere hinsichtlich Schall-, Luft- und Lichtemissionen 

anhand von Gutachten zu führen. Im Schallschutzgutachten sind hierbei dann 

analog der oben genannten Systematik für die vollständige Bebauung, die 

entsprechenden Nachweise in Bezug auf maßgebende Außenschallpegel, 

Ausschluss öffenbarer Fenster, Belüftung von schutzbedürftigen Aufenthalts-

räumen, Schutz der Außenwohnbereiche zu führen. 

 

10.3 Schallschutzmaßnahmen gegen Schallimmissionen durch gewerbliche 

Nutzungen 

 

10.3.1  

An Fassaden entlang der in Abbildung 10a mit dem Planzeichen rot oder blau 

gekennzeichneten Bereiche sind öffenbare Fenster schutzbedürftiger Räume 

nach DIN 4109, Ausgabe November 1989, nicht zulässig. 

 

10.3.2  

Soweit in den nach Abbildung 10a mit Planzeichen rot oder blau 

gekennzeichneten Fassaden schutzbedürftige Räume nach DIN 4109, 

Ausgabe November 1989 vorgesehen sind, ist die Be- und Entlüftung des 

Raumes über öffenbare Fenster in anderen als den mit Planzeichen rot oder 

blau gekennzeichneten Fassaden oder durch eine schalldämmende zentrale 

oder dezentrale Lüftungseinrichtung, durch die die Gesamtschalldämmung der 

Gebäudeaußenhaut gemäß Ziff. B.10.1 nicht vermindert werden darf, 

sicherzustellen. 

10.3.3  

Ausnahmsweise können öffenbare Fenster schutzbedürftiger Räume nach DIN 

4109, Ausgabe November 1989, an Fassaden entlang der in Abbildung 10a 

mit Planzeichen blau festgesetzten Bereiche in folgenden Fällen zugelassen 

werden: 
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 - Die Nutzung der jeweiligen schutzbedürftigen Räume ist während der 

Nachtzeit unzulässig. 

 

- Vor den jeweiligen Fenstern schutzbedürftiger Räume nach DIN 4109, 

Ausgabe November 1989, an Fassaden entlang der mit dem Planzeichen blau 

in Abbildung 10a festgesetzten Bereiche an der Westfassade der Gebäude 

MU Tfl. 4 und MU Tfl. 7 wird der Immissionsrichtwert der TA Lärm für Urbane 

Gebiete dadurch eingehalten, dass kumulativ folgende Voraussetzungen für 

die Grundstücke Fl.Nrn. 843/2, 843/3, 848/4 und 848/5 erfüllt werden:  

 

a) Öffentliche Bekanntmachung eines Bebauungsplanes, der für die 

Grundstücke Fl.Nrn. 843/2, 843/3, 848/4 und 848/5 nach der Art der baulichen 

Nutzung ein Gebiet gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 BauNVO festsetzt und 

 

b)  Erlöschen der bestehenden öffentlich-rechtlichen Gestattungen für die auf 

den Grundstücken Fl.Nrn. 843/2, 843/3, 848/4 und 848/5 ausgeübten 

gewerblichen Nutzungen nach öffentlicher Bekanntmachung eines 

Bebauungsplanes, der für diese Grundstücke ein Gebiet gemäß § 1 Abs. 2 

Nr. 1 bis 8 BauNVO festsetzt. 

 

10.3.4 

Der Ausschluss von Nutzungen schutzbedürftiger Räume nach DIN 4109, 

Ausgabe November 1989 an Fassaden entlang der in Abbildung 10a blau 

gekennzeichneten Bereiche an den Südfassaden der Gebäude MU Tfl. 9 bis 

MU Tfl. 11 ist auflösend bedingt für den Fall, dass die Stadt Starnberg eine 

Erklärung ortsüblich amtlich bekannt gibt, aus der hervorgeht, dass die 

bestehenden öffentlich-rechtlichen Gestattungen für die zum Zeitpunkt des 

Satzungsbeschlusses auf dem Grundstück Fl.Nr. 841/27 ausgeübten 

Nutzungen erloschen sind. 

 

 

10.4 Zufahrtsrampen Tiefgaragen / Parkhaus mit Mobilitätshub 

 

Die Zufahrtsrampen der Tiefgaragen sind entsprechend dem Stand der 

Lärmminderungstechnik einzuhausen. Das gesamte bewerte Bau-Schall-

dämm-Maß R´w,ges der Umfassungsbauteile im Rampenbereich muss 

mindestens 30 dB erreichen. Es ist eine schallabsorbierende Auskleidung bis 
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zu einer Tiefe von 10 m von Decke und Wänden im Bereich der Ein- und 

Ausfahrt (Absorptionsgrad α = 0,5 bei 500 Hz) vorzusehen. 

 

Das Parkhaus mit Mobilitätshub ist als weitgehend geschlossenes Bauwerk 

auszuführen. Die Erschließung des Parkhauses ist über die Tiefgarage mittels 

Übergabekabine und Vertikalförderer zu organisieren. Der Innenschallpegel 

LI ist auf 68 dB(A) zu begrenzen. Das erforderliche Schalldämmmaß der 

Außenbauteile R´W muss mindestens 32 dB betragen. 

 

Abweichungen von den oben genannten Innenschallpegeln bzw. Schalldämm-

Maßen sind zulässig, sofern von einer nach § 29b BImSchG bekannt-

gegebenen Messstelle die schalltechnische Unbedenklichkeit nachgewiesen 

wird. 

 

10.5 Für lärmemittierende gewerbliche Bauvorhaben findet das Genehmigungs-

freistellungsverfahren nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 BayBO keine Anwendung. 

 

 
11 Wasserwirtschaft 

 

11.1 Niederschlagswasser, welches nicht auf Grundstücken, auf denen es anfällt, 

versickert oder als Brauchwasser genutzt werden kann, ist den gem. 

Planzeichen A.7.1 festgesetzten Versickerungsmulden zuzuführen und dort 

zur Versickerung zu bringen. 

 

11.2 Ausnahmsweise zulässig ist die Beseitigung des Niederschlagswassers, 

welches nicht auf Grundstücken, auf denen es anfällt, versickert oder als 

Brachwasser genutzt werden kann, auf den gem. Planzeichen A.7.1 

festgesetzten Flächen mittels Rigolen, sofern der Nachweis erfolgt, dass der 

notwendige Grundwasserflurabstand eingehalten wird und die gem. 

Planzeichen A.7.1 festgesetzten Flächen zur Niederschlagswasser-

beseitigung mittels Rigolen ausreichen. 

Im Rahmen der Errichtung und Änderung von baulichen Anlagen im Bereich 

des in untenstehender erläuternder Abbildung 11a dargestellten Torfkörpers, 

insbesondere beim Einbringen von Leitungen in diesem Bereich sind 

geeignete technische Maßnahmen durchzuführen, wie bspw. das Einbringen 

von Lehmquerschlägen alle 10-15 m, um ein Entwässern des Torfkörpers zu 

verhindern.  
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Abbildung 11a Verbreitung des Torfkörper im Hydrogeologischen Strukturmodell, Ausschnitt o.M. 

 

 

11.3 Zum Überflutungsnachweis sind die nach DIN 1986-100:2016-12 in der 

Fassung aus dem Dezember 2016, Gleichung 20 berechneten, 

zurückzuhaltenden Wasservolumen auf den gem. Planzeichen Ziff. A.4.1, 

A.4.2, A.4.3 sowie A.8.1 festgesetzten Flächen wie folgt zurückzuhalten.  

 

- MU Tfl. 0: 86 m3  

- MU Tfl. 1   bis MU Tfl. 12: 338 m3  

-  MU Tfl. 13 bis MU Tfl. 15:  49 m3  

 

 

11.4 Im Rahmen von baulichen Maßnahmen unter der Erdoberfläche ist ein  

grundwasserleitendes Systems aus Drainagen (Sickerstränge und 

Sickerschächte) und Dükern zu erreichten, durch das dauerhaft sichergestellt 

ist, dass es an den in nachfolgende erläuternder Abbildung 11b dargestellten 

Messstellen Nrn. GWM02, GWM04, GWM07, GWM08 und GWM09 zu keinem 

Aufstauen oder Absenken des Grundwasserstroms von mehr als 5 cm kommt. 
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Abbildung 11b Grundwassermessnetz, Ausschnitt o.M. 

 

 

Im Rahmen von baulichen Maßnahmen unter der Erdoberfläche (insb. 

Errichtung und Betrieb von geothermischen Anlagen) sind temperatur-

ausgleichende Maßnahmen im Rahmen von grundwasserleitenden Systemen 

aus Drainagen und Dükern durchzuführen, durch die dauerhaft sichergestellt 

ist, dass keine Erhöhung der Grundwassertemperatur an den in Abbildung 

11b erläuternder Zeichnung dargestellten Messstellen Nrn. GWM02, GWM04, 

GWM07, GWM08 und GWM09 hervorgerufen werden, die die Grundwasser-

ökologie erheblich beeinträchtigen können. 

 
12 Artenschutz  

 

12.1 Der Abbruch von bestehenden Gebäuden im Plangebiet ist erst zulässig, 

wenn folgende Voraussetzungen erfüllt worden sind: 

 

 

 

12.1.1 

Die Vogelnester und Nistplatzzugänge in den bestehenden Gebäuden im 

Plangebiet dürfen ausschließlich in dem Zeitraum vom 1.10. bis zum 28.2. des 
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jeweiligen Kalenderjahres fachkundig nach Ausschluss der Anwesenheit von 

Vögeln und Fledermäuse entfernt bzw. verschlossen werden.  

12.1.2 

Rodungsmaßnahmen, Abbruch der bestehenden Gebäude im Plangebiet 

sowie Baufeldfreimachung sind in dem Zeitraum von 01.12. bis 28.2 des 

jeweiligen Kalenderjahres nach fachkundiger Untersuchung und Abwesenheit 

von Fledermäusen zulässig. Rodungsmaßnahmen, Abbruch der bestehenden 

Gebäude im Plangebiet sowie die Baufeldreifmachung sind außerhalb dieses 

Zeitraums im Einzelfall in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde zulässig, 

wenn die betroffenen Bäume und Gebäude im unmittelbaren Vorfeld auf 

Individuen fachkundig überprüft wurden und die Prüfung ergeben hat, dass 

die Maßnahme naturschutz-rechtlich zulässig ist. 

 

12.1.3 

Der Abbruch der bestehenden Gebäude in den als MU Tfl.0 gekennzeichneten 

Flächen ist nur unter der zusätzlichen Voraussetzung zulässig, dass vor 

Abbruch die auf der Ostseite der dort bestehenden Gebäude befindlichen 

Rolladenkästen entfernt wurden. Die Rolladenkästen dürfen ausschließlich in 

dem Zeitraum vom 1.12. bis 28.2. des jeweiligen Kalenderjahres entfernt 

werden. 

 

12.2 An den im Plangebiet neu zu errichtenden Gebäuden sind folgende 

Maßnahmen durchzuführen: 

 

 12.2.1 

 An der östlichen Fassadenfläche des östlichen Baukörpers in der als MU Tfl. 

0 bezeichneten Teilfläche sind acht Fledermauskästen ab einer Höhe von fünf 

Meter als Einbausteine in die Fassade einzubauen. 

  

 12.2.2 

 Im Plangebiet sind insgesamt 48 Ersatznistkästen (davon 14 Kästen für 

Halbhöhlenbrüter und 34 Kästen für Höhlenbrüter) an fachlich geeigneter 

Stelle anzubringen.  

 

 12.2.3 

 Im Plangebiet sind insgesamt 20 Nistkästen für Mauersegler an fachlich 

geeigneter Stelle anzubringen.  
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 12.2.4 

 Auf Fl.-Nr. 834/2 ist fachkundig ein Spatzenturm zu errichten. Der genaue 

Standort und die Dimensionierung ist in Abstimmung mit der Unteren 

Naturschutzbehörde festzulegen. 

 

12.3 Lichtschächte und Gullys sind so herzustellen, dass Amphibien nicht 

hineinfallen bzw. wieder selbstständig herausklettern können. 

 

12.4 Außenbeleuchtung 

 

 12.4.1 

Lampen im Freien müssen vollständig geschlossen sein und mindestens der 

Schutzklasse IP65 entsprechen. Eingesetzte Lampen müssen in einem 

Winkel von 20° unterhalb der Horizontalen strahlen. Geneigte Lampen sind 

unzulässig. 

 

12.4.2 

Die für Lampen im Freien verwendeten Leuchtmittel dürfen keine kurz-

welligen, blauen Lichtanteile und keine Farbtemperatur von mehr als 2.400 

Kelvin aufweisen. Die Oberflächentemperatur der Leuchten im Betrieb darf 

60°C nicht übersteigen. 

 

12.4.3 

Fassadenanstrahlungen sind im gesamten Plangebiet nicht zulässig. 
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12.5 Reduzierung des Vogelschlagrisikos und der Lichtemissionen 

 

12.5.1 

Zur Reduzierung des Risikos von Vogelschlag an Gebäuden und zur 

Reduzierung der Lichtemissionen durch die Nutzung der Gebäude gelten für 

Fassadenflächen entlang der in Abbildung 12a farbig dargestellten Bereiche 

folgende Einschränkungen: 

 

Violett: Anteil der frei sichtbaren Glasfläche unter 25 % 

  Fensteröffnung bis 1,5 m² oder Fensterhöhe unter 1,0 m 

 

Rot: Bis einschließlich 4. OG: 

Anteil der frei sichtbaren Glasfläche bis 50 % 

  Fensteröffnung bis 3 m² oder Fensterhöhe bis 1,5 m 

Oberhalb des 4. OG: 

Anteil der frei sichtbaren Glasfläche unter 25 % 

  Fensteröffnung bis 1,5 m² oder Fensterhöhe unter 1,0 m 

 

Orange: Anteil der frei sichtbaren Glasfläche bis 50 % 

  Fensteröffnung bis 3 m² oder Fensterhöhe bis 1,5 m 

 

Gelb: EG 

Anteil der frei sichtbaren Glasfläche bis 75 % 

  Fensteröffnung bis 6 m² oder Fensterhöhe bis 1,5 m 

  Oberhalb EG 

Anteil der frei sichtbaren Glasfläche bis 50 % 

  Fensteröffnung bis 3 m² oder Fensterhöhe bis 1,5 m 

 

Grün: Anteil der frei sichtbaren Glasfläche bis 75 % 

  Fensteröffnung bis 6 m² oder Fensterhöhe bis 1,5 m 

 

Diese Beschränkungen gelten auch für bauliche Schallschutzmaßnahmen 

und Absturzsicherungen, die an den jeweiligen Fassadenflächen vorgesehen 

werden. 

 



 - 25 - 

 
Abbildung 12a Maßnahmen zur Reduzierung Vogelschlagrisiko, Ausschnitt o.M. 

 

12.5.2 

Der Anteil der frei sichtbaren Glasfläche wird in der Ansicht ermittelt aus der 

Größe der Glasflächen im Verhältnis zur gesamten Fassadenfläche bzw. des 

Geschosses, soweit die Anteile geschossweise festgelegt sind.  

Ausgenommen von der Beschränkung des Anteils der frei sichtbaren 

Glasflächen, sind Glasflächen, die durch folgende technische Maßnahmen 

abgeschirmt sind: 
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- Lamellen oder vorgelagerte Bauteile aus nicht durchsichtigem oder nicht 

spiegelndem Material mit einem Kantenabstand von 10 cm bei vertikaler 

Ausrichtung bzw. 5 cm bei horizontaler Ausrichtung, Lamellendicke: min. 4 

cm, Lamellentiefe: min. 8 cm 

oder 

- andere Bauteile (z.B. Absturzsicherungen), die einen identischen Effekt 

haben, bspw. Lochblech, Streckmetall, Brüstungen mit PV-Elementen (nicht 

spiegelnd) 

 

12.5.3 

Die Größe der Fensteröffnung wird in der Ansicht ermittelt. Als äußere 

Bemessungsgrenze für Fensteröffnungen wird der Setzrahmen bzw. die 

Kante zwischen Setzrahmen und Glasscheibe definiert. Im Fenster liegende 

Profile wie vertikale oder horizontale Teilungen werden übermessen 

(Stulpteilung, Fensterkopplung, Sprossen). 

 

Ausgenommen von den Beschränkungen der Größe der Fensteröffnung und 

der Fensterhöhe sind Fensterflächen:  

 

- mit hoch wirksamen Markierungen im Sinne des Beschlusses 21/01 der 

Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten vom 19.02.21 (Anlage 2, 

S. 12 und 13) oder Vogelschutzglas, das im Sinne der Broschüre 

„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Anlage 3) (Hrsg.: 

Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2022) nach WIN-Test (oder 

vergleichbarem Testverfahren) mit nicht mehr als 10% bewertet wird;  

- mit Bedruckungen mit einer Wahrnehmung die mindestens ebenso deutlich 

wahrnehmbar wie Vogelschutzglas ist, mit Maximalöffnungsgrößen in der 

Bedruckung von 5x10cm (Handflächenregel); 

- die durch Absturzsicherungen abgeschirmt sind, die Anforderungen 

erfüllen: 

 

o Stab- oder Lamellenkonstruktion aus nicht durchsichtigem 

oder spiegelndem Material; Öffnung: Kantenabstand max. 12 cm 

und Stabdicke: min.1-2 cm; 

o Geschlossene Brüstungselemente mit einem 

Perforationsgrad, der nicht größer ist als der vorstehend definierte 

Öffnungsgrad von Stabgeländern; 
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o Glasbrüstungen (entspiegelt) aus Milchglas oder alternativ 

mit Bedruckungen oder Vogelschutzglas nach oben definierten 

Anforderungen 

o Stahlnetzkonstruktion: Maschenweite nicht größer 40 mm 

Öffnungsweite (Übersteigbarkeit durch z.B. Kinder) bzw. nach DIN 

18065 I 2020-08, Seilstärke min. 3mm  

oder 

- die von den Beschränkungen des Anteils der frei sichtbaren Glasfläche 

nach Ziff. B.12.5.2 ausgenommen sind. 

 

12.5.4 

Von den Beschränkungen nach Ziff. B.12.5.1 können mit Zustimmung der 

Unteren Naturschutzbehörde Ausnahmen zugelassen werden, wenn im 

jeweiligen Einzelfall sichergestellt und durch fachgutachterliche 

Stellungnahme belegt wird, dass trotz der Abweichung von der jeweiligen 

Regelung der Zweck der Vorschrift, die Lichtemissionen und das Risiko des 

Vogelschlags an Gebäuden zu reduzieren, noch gewahrt wird. 

 

12.5.5 

Im gesamten Geltungsbereich sind freisichtbare spiegelnde Eckverglasungen 

unzulässig. Ausgenommen von diesen Beschränkungen sind Fensterflächen 

mit hoch wirksamen Markierungen im Sinne des Beschlusses 21/01 der 

Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten vom 19.02.21 (Anlage 2, 

S. 12 und 13) oder Vogelschutzglas, das im Sinne der Broschüre 

„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Anlage 3) (Hrsg.: 

Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2022) nach WIN-Test (oder 

vergleichbarem Testverfahren) mit nicht mehr als 10% bewertet wird.  

 

12.5.6 

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind freistehende 

transparente Glasscheiben ohne hoch wirksame Markierungen im Sinne des 

Beschlusses 21/01 der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 

vom 19.02.21 (Anlage 2, S. 12 und 13) oder Vogelschutzglas, das im Sinne 

der Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Anlage 3) 

(Hrsg.: Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2022) nach WIN-Test (oder 

vergleichbarem Testverfahren) mit nicht mehr als 10% bewertet wird und die 
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Verwendung von hochgradig spiegelnden Glas- und Metallelementen in der 

Fassadengestaltung unzulässig. 

 

12.6 An der Grenze zum FFH-Gebiet auf dem Flurstück 834/2 ist während der 

Bauphase zur Errichtung der Gebäude in MU Tfl. 0 ein 3 m hoher blickdichter 

und staubdichter Zaun aufzustellen.  

 

 
13 Grünordnung 

 

13.1 In den gem. Planzeichen Ziff. A.4.2 und A.4.3 festgesetzten Flächen mit 

Pflanzgebot ist ein Baum je 200 m2 Nettobauland zu pflanzen. Die gem. 

hinweislich aufgeführter Vorschlagsliste zu pflanzenden Bäume müssen einen 

Stammumfang von mindestens 25 cm aufweisen. 

 

13.2 Festgesetzte Pflanzungen gem. Ziff. B.13.1 auf Baugrundstücken müssen 

jeweils ein Jahr nach Bezug des in der jeweiligen Teilfläche gelegenen 

Gebäudes ausgeführt sein. 

 

13.3 Die Pflanzungen gem. Ziff. B.13.1 sind fachgerecht anzulegen und durch 

geeignete Maßnahmen dauerhaft zu erhalten. Ausgefallene oder ab-

gestorbene Pflanzen sind innerhalb von einer Vegetationsperiode nach 

Ausfall gleichartig und gleichwertig zu ersetzen. 

 

13.4 In den gem. Planzeichen Ziff. A.4.2 festgesetzten Flächen mit Pflanzgebot ist 

eine Begrünung vorzusehen. 

 

13.5 In den gem. Planzeichen Ziff. A.4.3 festgesetzten Flächen mit Pflanzgebot ist 

eine wassergebundene und begehbare Wegedecke vorzusehen. 

 

13.6 In der auf Flur-Nr. 834/2 im MU Tfl. 0 gem. Ziff. A.4.4 festgesetzten Fläche 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

ist die Artenzusammensetzung gemäß nachfolgender Artenliste zu wählen, 

wobei eine durchgehende Bepflanzung zu schaffen ist, die ein Betreten des 

FFH-Gebiets verhindert. Es sind ausschließlich standortheimische, 

autochthone Arten gem. nachstehender Liste zulässig. 

 

 



 - 29 - 

 Bäume Sträucher 

Alnus incana Cornus sanguinea 

Betula pubescens Crataegus spec. 

Fraxinus excelsior Euonymus europaeus 

Populus nigra Salix cinerea 

Populus x canescens Salix eleagnos 

Prunus padus Salix purpurea 

Salix alba Salix triandra 

Salix fragilis Salix viminalis 

 Viburnum opulus 

 Rosa arvensis 

 Rosa canina 

 Rosa rubiginosa 

 Rubus caesius 

 Rubus idaeus 

 

   

13.7 Tiefgaragen sind mit einer Oberbodenüberdeckung von mind. 1,20 Meter 

auszubilden. Eine Unterschreitung auf eine Oberbodenüberdeckung von 

mindestens 0,5 m ist ausnahmsweise zulässig, wenn die Unterschreitung aus 

konstruktiven Gründen oder anderen technischen Gründen erforderlich ist. 

 

13.8 Die bereits durchgeführten Maßnahmen zum Ausgleich auf der von der 

Gemeinde in nachfolgender Abbildung Nr. 14.1 gelb schraffiert dargestellten 

Teilfläche des Ökokontos ÖFK-Lfd-Nr. 135473 (Grundstück Fl.Nr. 837, 

Gemarkung Söcking) in einer Größe von ca. 922 m² werden gemäß § 9 Abs. 

1a S. 2 BauGB dem Eingriff durch den Bebauungsplan Nr. 81A18 als 

Ausgleichsflächen zugeordnet. 
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Abbildung 14.1. Abbuchung von Teilfläche Fl.-Nr. 837, Gemarkung Söcking. Ausschnitt o.M. 

 

 

14 Wärme- und Energiegewinnung 

 
14.1 Die Verwendung von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen zur 

Wärme- und Energiegewinnung, die zu Stickstoffemissionen im Plangebiet 

führen, ist im Plangebiet unzulässig. 

 

14.2 Die Verwendung von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen zur 

Wärme- und Energiegewinnung im Plangebiet kann ausnahmsweise 

zugelassen werden, sofern fachlich belegt wird, dass dies zur Energie-

versorgung im Plangebiet (bspw. zur Abdeckung von Spitzenlasten) 

erforderlich ist und im Einzelfall der Nachweis geführt werden kann, dass bei 

einer geplanten Verwendung von Brennstoffen, die zu Stickstoffemissionen im 

Plangebiet führen, unter Berücksichtigung der Emissionen durch den plan-

bedingten Verkehr auf öffentlichen Straßen und sämtlicher genehmigter 

und/oder durch den Bebauungsplan möglicher Nutzungen im Plangebiet das 

Abschneidekriterium von 0,3 kg N / a / ha in den angrenzenden Schutz-

gebieten eingehalten wird. 
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Inkrafttreten 

 

Dieser Bebauungsplan tritt per Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft. 

 

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

 

Altlasten  

Die FlNr 834, 834/2, 837, 837/1, 840, 837/3, 840/1, 841 innerhalb des Plangebietes 

sind als Altlastverdachtsflächen in das Kataster des Landesamtes für Umwelt 

(ABuDIS) eingetragen. 

 

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 

festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 

hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreis-

verwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 

2 BayBodSchG). 

 

Aushubarbeiten (z.B. für ein Fundament einer baulichen Anlage) sind unter 

fachtechnischer Begleitung durchzuführen. Die anfallenden Aushubmassen sind als 

Haufwerke zu je max. 250 m³ zwischenzulagern und nach den üblichen Verfahren 

zu beproben und je Belastungsgrad zu entsorgen. Die einschlägigen 

Anforderungen des Abfallrechts (Aushubüberwachung, Separation der Böden nach 

organoleptischen Kriterien, Beprobung, Deklarationsanalytik, Verwertung bzw. 

Entsorgung gemäß der Deklaration in einer entsprechend zugelassenen 

Verwertungsanlage bzw. Deponie) sind zu beachten. Die Ergebnisse sind in einem 

Bericht zu dokumentieren und dem Landratsamt Starnberg, Fachbereich 

Umweltschutz, spätestens 12 Wochen nach Abschluss der Aushubarbeiten in 

einfacher Ausfertigung (in Papierform) sowie als PDF-Dokument vorzulegen. 

 

Bodenschutz 

Dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim liegen Anhaltspunkte dafür, dass im 

Plangebiet organische Böden vorkommen. Ggf. sind Maßnahmen zur Vermeidung, 

Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen erforderlich. 
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Bombenblindgänger 

Es ist nicht auszuschließen, dass sich im Boden des Geltungsbereiches noch 

Bombenblindgänger von Bombardierungen im 2. Weltkrieg befinden. 

 

60m-Linie 

Anlagen (insbesondere bauliche Anlagen und Leitungsanlagen) im Abstand von 

weniger als 60 Meter zur Würm (einem Gewässer I. Ordnung) oder Anlagen, die die 

Gewässerunterhaltung oder den Gewässerausbau beeinträchtigen können, sind 

nach Art. 20 Abs. 1 Bayerisches Wassergesetz genehmigungspflichtig. Ein 

entsprechender Antrag ist bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen. Ist eine 

Baugenehmigung, eine bauaufsichtliche Zustimmung oder eine Entscheidung nach 

§ 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 78a Abs. 2 Satz 1 WHG zu erteilen, entfällt die 

Genehmigung nach Art. 20 BayWG. 

 

Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen  

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 

Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorge-

maßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser 

in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 

cm über der Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie Keller-

eingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 

Lichtschächten, ausgeführt werden. 

 

Versickerung des Niederschlagswassers 

Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von erforderlichen Behandlungsanlagen 

für verschmutztes Niederschlagswasser von Straßen sind den einschlägigen 

Technischen Regeln zu entnehmen. 

Anlagen und Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung von Dränwasser 

(Dränanlagen) sind wasserrechtlich zu behandeln und im Entwässerungsplan in 

Lage und Dimension zu kennzeichnen. 

 

Grundwasser 

In Bereichen von Schwankungen des Grundwasserspiegels besteht die Gefahr von 

Setzungen des Bodens unter Auflast. 

Es wird ein Grundwasser-Monitoring vorgeschlagen, dass vor, während und nach 

Bauabschluss durchgeführt werden sollte. Dadurch können sowohl ökologische 

wichtige Parameter, mobilisierte Altlasten, als auch die Auswirkungen des Betons 
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auf das Grundwasser und die Betonaggressivität des Grundwassers erfasst 

werden. 

 

Während der Baugrubenentwässerung ist das abgepumpte Wasser zu beproben 

und ggf. zu reinigen, so dass eine gefahrlose Einleitung in den Vorfluter möglich 

ist. 

 

Außerhalb der geplanten Baugrubenumschließung ist ein Ölschaden in der 

Petersbrunner Straße am ehemaligen Wendeplatz bekannt. Bei der 

Bauwasserhaltung ist darauf zu achten, dass diese Altlast nicht mobilisiert wird. Ein 

entsprechender Nachweis ist mit dem 3-dimensionalen Grundwassermodell 

durchzuführen. Sollte Grundwasser in diesem Bereich entnommen werden ist eine 

Reinigungsanlage notwendig. 

Für den Bau von temporären als auch dauerhaften Bauwerksteilen, die in das 

Grundwasser einbinden sind ausschließlich zugelassene Betonsorten zu 

verwenden. 

 

Vermessungsdaten (Höhe und Lage) sowie des Bohr — und Ausbauprofils der 

„GWM5 —Ersatz" sowie der im Leutstetter Moos genannten GVVM 13 sind dem 

WWWA Weilheim zu übermitteln. 

 

Im Bauumgriff noch vorhandene und nicht mehr benötigte GWM sind fachgerecht 

zurückzubauen, um einen Verfall bzw. einer Beschädigung der Aufschlüsse und 

somit einen möglichen Eintrag von Belastungen, z.B. bei der Baumaßnahme, 

vorzubeugen. Der Rückbau ist mit dem WWA Weilheim, Fachbereich W, 

abzustimmen. 

 

Brandschutz 

Für nicht ebenerdige Geschosse von Sonderbauten gem. Art. 2 Abs. 4 BayBO 2019 

ist der zweite Flucht- und Rettungsweg baulich herzustellen. 

Die gem. Art. 5 Abs. 1 S. 4 und Art. 5 Abs. 2 BayBO 2019 notwendigen Flächen für 

die Feuerwehr sind von Einrichtungen freizuhalten, die den Einsatz von Feuerwehr 

und Rettungsdienst behindern, erschweren oder gar verhindern. 

 

Barrierefreiheit 

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind die Belange des 

barrierefreien Bauens gem. BayBO und des Leitfadens „Starnberger Standard zur 
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barrierefreien Gestaltung von Frei- und Verkehrsanlagen“ der Stadt Starnberg zu 

berücksichtigen. 

 

Immissionsschutz 

Den Festsetzungen zum Thema Immissionsschutz liegt die schalltechnische 

Untersuchung Bericht Nr. 220042 / 51 vom 28.04.2025 des Ingenieurbüros Greiner 

zum Thema Verkehrs- und Gewerbegeräusche zugrunde. 

 

Zur Sicherstellung des Immissionsschutzes gemäß der Allgemeinen Verwaltungs-

vorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) ist auf Vollzugsebene 

spätestens drei Monate vor Beginn der Abbrucharbeiten ein Baulärmgutachten zu 

für die Abbruch und- und Bauphasen dem Landratsamt Starnberg – Fachbereich 

40 – vorzulegen. Im Vorfeld sind hierzu lärmarme Bauverfahren (z.B. Bohrpfahl 

anstelle von Spundbohlen) auf Eignung zu prüfen. 

 

Anhand eines Gutachtens sind die Anforderungen an den Schallschutz gegen 

Außenlärm gemäß der DIN 4109-1:2018-01 nachzuweisen. Die Einhaltung ist 

jeweils im Baugenehmigungsverfahren unter Berücksichtigung sämtlicher dann 

vorhandener maßgeblicher Geräuscheinwirkungen zu führen. 

 

Im Baugenehmigungs- bzw. Freistellungsverfahren ist für jeden Bauabschnitt 

einschließlich der vorausgehenden Abbruchsphasen der Immissionsschutz-

rechtliche Nachweis der Umgebungsverträglichkeit insbesondere hinsichtlich 

Schall-, Luft- und Lichtemissionen anhand von Gutachten zu führen. 

 

Geruchsimmissionen 

Trotz Unterschreitung der Geruchsimmissionswerte in allen Höhenschichten, 

sowohl in der Übergangsphase als auch im Endausbau, können im Planungsgebiet 

Gerüche auftreten. Schädliche Umwelteinwirkungen sind dadurch nicht zu 

befürchten. 

 

Luftreinhalteverordnung 

Um die Einhaltung erlaubter Luftqualitätsgrenzwerte gewährleisten zu können, 

dürfen nur Baumaschinen betrieben werden, die den Anforderungen der 

Bayerischen Luftreinhalteverordnung (BayLuftV) vom 20. Dezember 2016 

entsprechen. Für die eingesetzten Baumaschinen muss eine Bescheinigung 

vorliegen, welche nachweist, dass die jeweilige Maschine den Anforderungen der 
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Verordnung entspricht. Die Bescheinigung muss auf der Baustelle (z.B. im 

Fahrerhaus der Baumaschinen oder gesammelt im Baubüro) aufbewahrt und auf 

Verlangen der zuständigen Behörde vorgezeigt werden. 

 

Baustellenbeleuchtung 

Baustellenbeleuchtung ist nur in der Übergangszeit und im Winter einzusetzen. 

 

Erschütterungen im Baubetrieb 

Nach Möglichkeit sind bevorzugt erschütterungsarme Verfahren bei der Gründung 

und Anlage der Baugrube einzusetzen, um Beeinträchtigungen im Umfeld zu 

reduzieren. 

 

Bodendenkmäler 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 81A18 – Teil 1 liegen keine bekannten 

Boden- oder Baudenkmäler vor. Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler 

unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder 

an die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 Bayerisches 

Denkmalschutzgesetz (BayDSchG). 

 

Müllbeseitigung 

Der Abfall aus dem Plangebiet wird von der öffentlichen Müllabfuhr entsorgt. Die 

Bereitstellung aller Behälter im Holsystem erfolgt am nächsten befahrbarem 

öffentlichen Verkehrsraum. 

 

Grund-, Drän- und Quellwasser 

Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in den öffentlichen Schmutz- / 

Niederschlagswasserkanal ist nicht zulässig. 

 

Sichtflächen 

Die durch Planzeichen im Planteil A als Hinweis aufgenommenen Sichtflächen sind 

von baulichen Anlagen sowie Anpflanzungen und Aufschüttungen mit einer Höhe 

von mehr als 0,8 m über der Fahrbahnebene freizuhalten. Einzelbaumpflanzungen 

im Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen. 

 

Baumpflanzungen 

Baumplanzungen der 1.,2. und 3. Wuchsordnung. Die Pflanzung von Robinien      

(Robinia pseudoacacia) ist in gesamten Plangebiet zu vermeiden. 
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Vorschlagsliste Baumarten 

(1. Wuchsordnung): 

 

Vorschlagsliste Baumarten  

(2. Wuchsordnung): 

 

Vorschlagsliste 

Baumarten 

(3. Wuchsordnung): 

 Alnus incana (Grau-Erle) Malus domestica (Apfel) 

Celtis occidentalis 

(Zürgelbaum) 

Alnus cordata (Herzblättrige 

Erle) 

Malus `Royalty` (Zier-

Apfel `Royalty`) 

Fraxinus pennsylvanica 

`Summit` (Rote-Esche 

`Summit`) 

Betula pendula (Sand-Birke) Malus `Tschonoskii‘ 

(Scharlachapfel) 

Salix alba (Silber-Weide) Pyrus domestica (Birne) Prunus cerasifera 

(Kirschpflaume) 

Fraxinus americana (Weiß-

Esche) 

Acer campestre (Feld-Ahorn) Prunus cerasus 

(Sauerkirsche) 

Quercus robur (Stieleiche) Prunus padus 

(Traubenkirsche) 

Prunus domestica 

(Pflaume) 

Alnus glutinosa (Schwarz-

Erle) 

 Salix viminalis (Korb-

Weide) 

  Sorbus aria 

`Magnifica`(Großlaubige 

Mehlbeere `Magnifica`) 

Tilia cordata  

(Winter-Linde) 

Betula pendula 
(Sand-Birke) 

 

Tilia platyphyllos  

(Sommer-Linde)  

Sorbus aucuparia 

(Eberesche) 

 

Pseudoplatanus 

(Berg-Ahorn Acer) 

Sorbus aria 

(Mehlbeere) 

 

Platanoides  

(Spitz-Ahorn Acer) 

Prunus avium 

(Vogel-Kirsche)  

 

Quercus robur  

(Stiel-Eiche) 

Salix caprea 

(Sal-Weide) 

 

Salix alba  

(Silber-Weide) 

Carpinus betulus 

(Hainbuche) 

 

 Acer campestre 

(Feld-Ahorn) 

 

 

Dachbegrünung 

Vorschlagsliste für intensive Dachbegrünung und extensive Dachbegrünung (unter 

Photovoltaik). 
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Intensive Dachbegrünung Extensive Dachbegrünung in Kombination 

mit PV 

Stauden Alyssum montanum 

Anaphalis triplinervis in Sorten Campanula carpatica in Sorten 

Armeria maritima in Sorten Campanula cochleariifolia in Sorten 

Azorella trifurcata Campanula rotundifolia 

Bergenia cordifolia in Sorten Campanula sarmatica 

Buglossoides purpurocaerulea Dianthus arenarius 

Calamintha nepeta subsp. Nepeta Dianthus spiculifolius 

Campanula trachelium Draba ramosissima 

Chamaelum nobile „Plena“ Dryas octopetala 

Duchesnea indica Euphorbia myrsinites 

Echinacea in Arten und Sorten Festuca punctoria  

Euphorbia myrsinithes Fragaria vesca 

Fragaria vesca var. Vesca Helianthemum nummularium 

Geranium dalmaticum Hieracium pilosella 

Geranium macrorrhizum in Sorten Hypericum polyphyllum 

Geranium sanguineum in Sorten Inula rhizocephala 

Hypericum polyphyllum Jasione laevis 

Hyssopus officinalis Koeleria glauca 

Inula ensifolia Lychnis alpina 

Matricaria caucasica Muscari armeniacum 

Nepeta x faasenii Papaver croceum 

Oenothera missouriensis Petrorhagia saxifraga 

Origanum in Sorten Phacelia sericea 

Phlomis russeliana Phedimus ellacombianus (syn. Sedum 

ellacombianum) 

Polypodium vulgare Phedimus hybridus ‘Immergrünchen’ (syn. 

Sedum hybridum) 

Pulsatilla vulgaris Phedimus spurius in Sorten‘Album Superbum’ 

(syn. Sedum spurium) 

Salvia in Arten und Sorten Prunella grandiflora 

Santolina chamaecyparissus Prunella vulgaris 

Sedum spectabile in Sorten Sedum montanum ‘Jenny’ 

Stachys monnieri ‘Hummelo’ Thymus pulegioides 

Teucrium chamaedrys Thymus serpyllum in Sorten 

Waldsteinia ternata Thymus vulgaris 

Halb- und Zwergsträucher Veronica prostrata in Sorten 

Amelanchier ovalis  

Aronia arbutifolia  
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Betula nana  

Lavandula angustifolia in Sorten  

Perovskia abrotanoides  

Rosa x hybrida in Sorten  

Rosa rugosa in Sorten  

Salix purpurea 'Nana'  

Salix rosmarinifolia  

Pinus mugo in Sorten  

Pinus pumila 'Glauca'  

Gräser  

Carex montana  

Carex ornithopoda  

Festuca amethystina  

Festuca gautieri in Sorten  

Luzula nivea  

Pennisetum alopecuroides in Sorten  

Stipa calamagrostis in Sorten  

Geophyten  

Allium caeruleum  

Allium christophii  

Allium karataviense  

Allium schoenoprasum  

Chionodoxa gigantea  

Chionodoxa luciliae  

Crocus ancyrensis  

Crocus etruscus in Sorten  

Crocus tommasinianus  

Iris Barbata-Media in Sorten  

Iris danfordiae  

Iris reticulata in Sorten  

Muscari armeniacum  

Narcissus in Arten und Sorten  

Puschkinia libanotica   

Tulipa praestans in Sorten                     

Tulipa turkestanica  
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VERFAHRENSVERMERKE 

 

1. Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB) 

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 81A18 - Teil 1 wurde vom 

Bauausschuss am 10.12.2020 gefasst. In der Sitzung am 22.07.2021 wurde vom 

Bauausschuss die Fortführung als vorhabenbezogener Bebauungsplan beschlossen. Der 

Aufstellungsbeschluss wurde am 11.08.2021 bekanntgemacht. 

 

2. Öffentliche Unterrichtung und Anhörung (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 

81A18-Teil 1 in der Fassung vom 05.07.2021 hat in der Zeit vom 16.08.2021 bis 

01.10.2021 stattgefunden.  

 

3. Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB)  

Die Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange zum Vorentwurf 

des Bebauungsplanes Nr. 81A18- Teil 1 in der Fassung vom 05.07.2021 hat in der Zeit 

vom 16.08.2021 bis 01.10.2021 stattgefunden. 

 

4. Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 81A18 in der Fassung vom 24.11.2023 wurde mit 

Begründung, Vorhaben- und Erschließungsplan sowie mit den wesentlichen, bereits 

vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 

01.02.2024 bis 18.03.2024 öffentlich ausgelegt. 

 

5. Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 

81A18 in der Fassung vom 24.11.2023 hat in der Zeit vom 01.02.2024 bis 18.03.2024 

stattgefunden. 

 

6. Eine erneute öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB hat in der 

Zeit vom 19.12.2024 bis 31.01.2025 stattgefunden. 

 

7. Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 31 BauGB) 

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 81A18 – Teil 1 in der Fassung vom … 

wurde vom Stadtrat der Stadt Starnberg am … gefasst. 
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Starnberg … 

……………………………………….     

Patrik Janik, Erster Bürgermeister    (Siegel) 

 

8. Bekanntmachung 

Die Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 

8118 erfolgte am … 

 

Starnberg … 

……………………………………….     

Patrik Janik, Erster Bürgermeister    (Siegel) 


